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Einleitung 
RisikOkommunikation ist zu einem Zauberwort in 
der aktuellen Debatte um die Zumutbarkeit von 
technischen und anderen zivilisatorischen Risiken 
geworden. Während d ie eine Seite hofft, mit Hilfe 
kommunikativer Strategien die von Risiken potenti-
ell betroffenen Bürger davon zu überzeugen, dass 
es in ihrem Interesse ist, diese Risiken zugunsten 
des damit verbundenen Nutzens zu akzeptieren, 
glaubt d ie andere Seite, dass Kommunikation zu ei-
ner Mobilisierung der Bevölkerung und damit zu ei-
ner vermehrten Akzeptanzverweigerung führen 
würde. Diese gegensätzliche Erwartung an die Wir-
kungen der Kommunikation hat viel zur gegenwär-
tigen Verwirrung über die Funktion und Leistungs-
fähigkeit des Konzeptes "Risikokommunikation" 
beigetragen. 
Was versteht man nun unter dem Begriff Risiko-
kommunikation. und wie lässt sich der Begriff sinn-
voll verwenden? In der Uteratur zum Thema Risiko-
kommunikation hat sich die Definition von Covello, 
von Winterfeldt und Siovic weitgehend durchge-
setzt. Sie lautet: 
"Risikokommunikation umfasst jeden zielgerichte-
ten Austausch von Informationen über Gesund-
heits- und Umweltrisiken zwischen Individuen und 
zwischen interessierten GllJppen. Oie Informationen 
beziehen sich dabei vor allem auf: (a) die Höhe des 
Risikos, (b) d ie Signifikanz oder Bedeutung des Ri-
sikos und (c) Entscheidungen, Handlungen oder po-
litische Massnahmen, die darauf abzielen, die Risi-
ken für Gesundheit und Umwelt zu begrenzen oder 
zu regeln. Als interessierte GllJppen kommen politi-
sche Institutionen, Bundes- und Landesämter, ein-
zelne Unternehmen und Untemehmensverbände, 
Gewerkschaften, Umweltverbände, Bürgerinitiati-
ven, Wissenschaftler und die Medien in Frage".l 
1 CoveUo, von Winterfeldt und Slovic 1986, S. 172; 
Obersetzt durch den Verfasser. 
Diese Definition ist vom Gedanken getragen, dass 
Information etwas Zielgerichtetes ist. dass Risiko-
kommunikation also keine neutrale, Ober allen Par-
teien stehende Aktivität sein kann, sondern be-
stimmte (häufig interessengebundene) Botschaf-
ten vermitteln will. Gleichzeitig steckt in der Defi-
nition der Gedanke, dass Informationsaustausch 
notwendigerweise zweiseitig ist, dass also jedelr 
an der Risikokommunikation Beteiligte zugleich 
Sender und Empfänger von Botschaften ist. Die 
Zielgerichtetheit der Kommunikation stellt den 
Kommunikationswissenschaftier vor einen schwie-
rigen Konflikt : Da Kommunikation immer auch be-
stimmte Interessen vennittelt (selbst wenn sie unter 
dem Etikett "'Erziehung" oder uAufklärung" läuft), 
muss er sich entweder als Gesinnungstäter enga-
gieren (motiviert durch eigene Einstellung oder d ie 
Höhe des Honorars) oder aber jeder Partei in glei-
chem Masse sein Wissen zur Verfügung stellen. Si-
cher mag es möglich sein, durch Kommunikation 
zum besseren Verständnis eines komplizierten 
Sachverhaltes beizutragen, Themenauswahl und 
Schwerpunktsetzung sind jedoch immer von sub-
jektiven Präferenzen mitbestimmt. Risikokommuni-
kation hat damit die Funktion, durch Appelle an die 
Öffentlichkeit. durch die Vermittlung von Argumen-
tationszusammenhängen und durch Selbstdarstel-
lung in Beziehung zum Kommunikationspartner zu 
treten und diesen von der eigenen Sichtweise des 
Risikos zu überzeugen.2 Die Kommunikationswis-
senschaft kann dazu ihr Wissen instllJmenteli den 
jeweils beteiligten Gruppen zur Verfügung stellen, 
etwa um Botschaften verständlicher oder den Sen-
der glaubwürdiger zu machen. Darüber hinaus 
kann sie den Austausch von Informationen nach 
bestimmten Kriterien analysieren und evaluieren.3 
Schliesslich lässt sich die Thematik auf d ie Metae-
bene verlagem, indem sie nach den Bedingungen 
und Strukturen forscht, die eine diskursive Ausein-
andersetzung um Risiken ermöglichen, ohne selbst 
in den Inhalt der Kommunikation einzugreifen. In 
2 Wiedemann 1990, S. 345f. 
3 Rohrmann 1990. 
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diesem Aufsatz möchte ich mich ausschliesslich 
auf diesen dritten Aspekt beziehen, ohne damit die 
Legitimität der beiden anderen Aspekte (sofern sie 
dem leser transparent gemacht werden) in Frage 
zu stellen. Es geht mir also hier um die normative 
Frage nach den Voraussetzungen für einen rationa-
fen Diskurs. Im Modell des rationalen Diskurses 
spielt der Kommunikationswissenschaftier die Rol-
le des Katalysators; er bestimmt nicht den Kommu-
nikationsinhalt, sondern gestaltet die Rahmenbe-
dingungen, unter denen der Austausch von Infor-
mationen, also der Diskurs stattfinden kann. 
Oie Bedingungen tür einen rationalen Diskurs 
Das Modell des rationalen Diskurses beruht auf der 
Annahme, dass mit Hilfe von Kommunikation Kom-
promisse zwischen Interessengegensätzen und 
Wertkonflikten unterschiedlicher Parteien erzielt 
werden können, ohne dass eine Partei ausge-
schlossen oder ihre Interessen oder Werte un-
berücksichtigt bleiben. Ein rationaler Diskurs ist 
durch folgende Merkmale gekennzeichnet: 
1. einen Konsens darüber, nach welchem Ver-
fahren Einigung über kollektiv bindende Entschei-
dungen getrOffen werden solten. Die Parteien kön-
nen Einstimmigkeit, das Mehrheitswahlrecht oder 
die Einschaltung eines Schlichters vorsehen; wich-
tig ist aber, dass alle Parteien der vorgesehenen 
Verfahrensweise zustimmen;4 
2. einen Konsens darüber. dass alle in die Ver-
handlung eingebrachten Tatsachenbehauptungen 
nachgewiesen oder durch entsprechende Experten 
(wobei je nach Wissenstyp nicht nur Wissenschaft-
ler in Frage kommen) bestätigt werden Lässt sich 
eine Tatsachenbehauptung, wie häufig in der Ri-
sikoarena zu beobachten, nicht eindeutig nachwei-
sen oder widerlegen, müssen alle legitimen, d. h. 
innerhalb des jeweiligen Wissenstyps zulässigen 
Aussagen gleichberechtigt in den Diskurs einge-
bracht werden;5 
3. einen Konsens darüber, dass unterschiedliche 
Interpretationsmuster und Rationalitäten gleichbe-
rechtigt sind, sofern sie nicht den Regeln der Logik 
und anderer formaler Argumentationsregeln wider-
sprechen;6 
4. die Bereitschaft, die eigenen Interessen und 
Werte offenzulegen;7 
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4 Susskind et al. 1978. 
5 Rushefsky 1984. 
6 Habermas 1971, S. 101ft.; Perrow 1984, S. 315ft. 
7 Mayer 1989, S. 21f. 
5. die Bereitschaft, eine faire Lösung des Konflik-
tes anzustreben, bei der alle Interessen und Werte 
grundsätzlich als legitim und verhandlungswürdig 
anerkannt werden, ohne damit die Notwendigkeit 
der Begründung von Interessen oder Werten in Fra-
ge zu stellen,e 
Es gibt keinen Zweifel darüber, dass ein Diskurs, 
der alle diese Eigenschaften erfüllt, in der Realität 
nicht stattfindet. Der rationale Diskurs, wie er hier 
charakterisiert ist, stellt das Ideal dar, an dem sich 
Diskurse in der Realität messen lassen müssen. Die 
Notwendigkeit solcher Diskurse, gerade im Bereich 
der Risikopolitik, ergibt sich aus der Problematik, 
dass kollektive Entscheidungen in immer stärkerem 
Masse globale Konsequenzen haben, unser Wissen 
über diese Wirkungszusammenhänge immer kom-
plexer und speZialiSierter wird und gleichzeitig die 
von Entscheidungen Betroffenen Mitspracherechte 
an der Gestaltung ihrer Lebenswelt einfordern.9 
Wissen ohne Partizipation verletzt das Grundrecht 
eines fairen Interessenausgleichs zwischen den ver-
schiedenen Parteien; Partizipation ohne Wissen 
führt zum Dilettantismus und damit zu Handlungs-
folgen, die sich niemand wünschen kann. Oer ratio-
nale Diskurs versucht beiden Gesichtspunkten ge-
recht zu werden: die Handlungsfolgen müssen ra-
tional durchdacht und die damit verbundenen Inter-
essen fair ausgehandelt werden. 
Welches sind aber die Voraussetzungen und Be-
dingungen, damit ein rationaler Diskurs zustande 
kommt und damit er erfolgreich, d.h. mit einem 
tragfähigen Kompromiss, abgeSChlossen werden 
kann? Aufgrund eigener Erfahrungen10 und ent-
sprechenden Hinweisen in der Uteratur11 lässt sich 
der Einsatz des rationalen Diskurses an folgende 
Bedingungen knüpfen: 
, . Zeit 
Ein Diskurs kann nicht innerhalb einer Woche oder 
eines Monats abgeschlossen sein. Die Vorberei-
tung und die Durchführung verlangen längere 
Zeiträu.me, so dass Verhandlungen ohne allzu gros-
sen Zeitdruckstattfinden können. Diese Vorausset-
zung macht deutlich, dass nicht alle risikobezoge-
nen Entscheidungen durch Diskurs gefällt werden 
können (etwa im Falle einer dringend gebotenen 
8 Bacow und Wheeler 1984, S. 42ft. 
9 Beck 1986; Flonno 1989. 
10 Renn 1991 ; Renn und Webler 1992. 
11 S. McCarthy 1975; Habermas 1984; Kemp 1985; 
Bacowand Wheefer 1984. S. 190-194; Luhmann 
1986: Amy 1987: Bums and Uberhorst 1988; Haller 
1990: Fiorino 1990. 
Notfallschutzmassnahme). Gleichzeitig aber drängt 
das politische System häufig auf schnelle Entschei-
dungen, ohne dass es dafür einen ausreichenden 
Grund gibt. Allzuoft wird die Umsetzung solcher 
schnellen Entscheidungen dann aufgrund von Pro-
testen und Widerständen der betroffenen Bevölke-
rung über wesentlich längere Zeiträume verzögert, 
als es bei einer langsameren Entscheidungsfindung 
unter Einbeziehung eines Diskurses der Fall gewe-
sen wäre.12 
2. Offenheit des Verhandlungsergebnisses 
Diskurs wird niemals sein Ziel erreichen. wenn eine 
der beteiligten Parteien ihre vorab getroffene Ent-
scheidung an die anderen Parteien "verkaufen" will. 
Niemand verlangt, dass die Parteien bereit sein 
müssen, ihre Meinung oder Einstellung zu be-
stimmten Fragen aufgrund der Kommunikation zu 
ändern (obwohl die Bereitschaft dazu sicherlich 
hilfreich ist), aber alle Parteien müssen sich bereit 
erklären. auf ihre präferierte Handlungsoption zu-
gunsten einer anderen Option zu verzichten, sofern 
diese Option besser als alle anderen Optionen die 
Interessen und Werte aller beteiligten Parteien er-
füllen hilft. Die eigene Präferenz für eine Hand-
lungsoption steht also immer zur Disposition. Wenn 
dies aus rechtlichen oder anderen Gründen für eine 
der Parteien ausgeschlossen ist, dann sollte man 
auf den Diskurs lieber verzichten und eine andere 
Form der Risikokommunikation wählen (etwa ein 
Hearing oder eine Informationsveranstaltung). 
3. Gleiche Rechte für alle am Diskurs beteiligten 
Parteien 
Ein Diskurs lebt von der künstlichen Schaffung ei-
nes herrschaftsfreien Raumes. 13 AusserhaJb des 
Diskurses bestehen selbstverständlich hierarchi-
sche Beziehungen und unterschiedliche Zustän-
digkeiten, Kompetenzen und Machtverhältnisse. 
Ob diese immer gerechtfertigt sind oder nicht, 
spielt hier keine Rolle. Der Diskurs kann diese 
Struktur nicht auflösen, seine eigene Macht, d.h. 
die Bindungskraft seiner Empfehlungen, wird sich 
der rechtlichen und politischen Realität anpassen 
müssen. Der legitimierte Entscheidungsträger kann 
das Ergebnis des Diskurses ignorieren, als Emp-
fehlung berücksichtigen oder in Gänze überneh-
men, je nachdem wie die Entscheidungsbefugnis 
strukturiert ist und wie stark sich extemer politi-
scher Druck zugunsten der Diskurs Empfehlung ar-
tikuliert. Der Diskurs selbst ist aber an die interne 
Regelung der strikten Egalität gebunden. Keine 
Partei, mag sie in der politischen Realität auch 
noch so mächtig sein, kann im Diskurs Privilegien 
12 Kasperson 1986. 
13 Habermas 1981 . 
oder Sonderrechte beanspruchen. Wie jeder ande-
ren Partei steht es ihr frei, den Diskurs zu verlassen. 
aber sie kann und darf die Spielregeln nicht verän-
dern. 
4. Bereitschaft zum Lernen 
Alle Parteien müssen bereit sein, von den Argu-
menten und Evidenznachweisen anderer Parteien 
zu lemen und gegebenenfalls ihre Haltung zu über-
denken. Das bedeutet nicht, wie bereits angeklun-
gen, dass einzelne Parteien ihre Präferenzen, Inter-
essen oder Werte zur Disposition stellen, sondern 
dass sie bereit sein müssen, die von ihnen vorge-
nommenen Verknüpfungen zwischen Handlungs-
optionen und Werten im Uchte neuer Erkenntnisse 
zu korrigieren. Dazu sind drei Voraussetzungen zu 
erfüllen: 
o die Anerkennung, dass es mehrere legitime Ty-
pen von Wissen gibt, die bei der Aufstellung und 
Beurteilung des Faktenwissens eine Rolle spielen 
(etwa das Erfahrungswissen der Bevölkerung); 
o die Anerkennung, dass es mehr als eine rationale 
Art gibt, aus gegebenem Faktenwissen Hand-
lung50ptionen auszuwählen; 
o die Anerkennung, dass es bei aller Pluralität von 
Wissen und Rationalitäten universell gültige Re-
geln des Argumentierens und Schliessens gibt, 
die für alle Parteien verbindlich sein müssen (et-
wa die Forderung nach Konsistenz und Kohärenz 
innerhalb des eigenen Wissenstyps). 
5. Auflösung angeblich irrationaler Argumentations-
formen 
Eng verbunden mit der Forderung nach lembereit-
schaft ist die Notwendigkeit, scheinbar irrationale 
Kommunikationsinhalte in rationale Argumente zu 
überführen. Das gilt zunächst für die gegenseitige 
Anerkennung von Wissen. Das anekdotische Wis-
sen der Bevölkerung wird von Experten häufig als ir-
relevant oder sogar irrational abqualifiziert. während 
viele Interessengruppen das systematische und auf 
Generalisierungen beruhende Expertenwissen als 
Ausdruck technokratischer Arroganz und als Ge-
fühllosigkeit gegenüber dem Einzelschicksal deu-
ten. Erst wenn alle Parteien die argumentative Vor-
gehensweise der jeweils anderen Partei anerkennen 
und zu verstehen suchen. wird ein fruchtbarer Dia-
log möglich sein.14 
Dies gitt in noch stärkerem Masse für Gefühlsäusse-
rungen. Ausdrücke wie "Ich habe einfach Angst da-
vor" oder "Mir wird schon nichts passieren" sind 
keine Indikatoren für Verletzungen von argumentati-
ven Regeln, sondern verdichtete Formen von Argu-
mentationszusammenhängen, die sich in Bildern 
14 HaUer 1990. 
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oder in emotionsgeladenen, oft in ihrer Bedeutung 
unscharfen Begriffen zutreffender und authentischer 
ausdrücken lassen als in logisch aufgebauten Argu-
menten. Es wäre fatal für den Diskurs und auch 
meist kontraproduktiv für eine rationale Entschei· 
dung, diese gefühlsmässigen Reaktionen zu ignorie-
ren oder sogar lächerlich zu machen. Gleichzeitig 
sind sie aber in der Form, in der sie geäussert wer-
den, unbrauchbar für den Diskurs, weil sie in der Re-
gel nur Ja-Nein-Lösungen erlauben (Angst führt zur 
Ablehnung, die Verdrängung der eigenen Verwund-
barkeit zur Bejahung von Risiken). Kompromisse er-
fordern aber "Grautöne", also Zwischenlösungen 
zwischen den Extremen. Der Diskurs hat dem-
gemäss die Aufgabe, die gefühlsmässigen Reaktio-
nen in argumentative, d.h. kompromissermöglichen-
de und kommunikationsfähige Elemente zu überset-
zen. Wie bei jeder Übersetzung, gehen dabei Be-
deutungskomponenten verloren, aber dieser Preis 
ist unvermeidbar. 
Oie Differenzierung der Ursachen für Gefühle, die 
Identifizierung der Elemente einer RisikoquelJe, die 
solche Gefühle auslöst, die Entschlüsselung von 
Assoziationen, die bei der Entstehung des Gefühls 
beteiligt sind, und das Aufdecken von Zusammen-
hängen zwischen Objekten und ihren symbolischen 
Bedeutungen sind wichtige Aufgaben, die innerhalb 
des Diskurses bewältigt werden müssen. Zweck-
mässig ist dabei, diese Übersetzungsarbeit durch 
psychologische Fachkräfte in Klausursitzungen mit 
den jeweils betroffenen Parteien (also nicht im Ple-
num) durchführen zu lassen. Die Übersetzung ist 
aber allein eine Angelegenheit der jeweiligen Partei. 
Die psychologische Beratung bietet dazu nur eine 
Hilfestellung an und darf in keinem Fall zur Entmün-
digung durch prOfessionalisierte Experten führen. 
6. Entmoralisierung von Positionen und Parteien 
Alle beteiligten Parteien in einem sollten sich von 
vornherein darauf auf die Abkanzelung von Positio-
nen (etwa: "Wer solch ein Risiko propagiert, kann 
nur ein zynischer oder ignoranter Mensch sein") und 
von Parteien ("Umweltschützer sind doch atles Cha-
oten" oder "Ingenieure sind rücksichtslose Macher") 
zu verzichten. Der Verzicht auf Verurteilungen hat 
eine Reihe von Vorteilen: 
o Ähnlich wie Gefühlsäusserungen verhindern Mo-
ralisierungen die Möglichkeit einer Kompromiss-
findung. Etwas kann nicht 30% gut und 70% bö-
~ sein. Das moralische Urteil ist meist katego-
nsch schliesst ein Nachgeben gegenüber der an-
geblich unmoralischen Partei aus. Gegenseitige 
Moralisierung vermindert unnötig den Verhand-
lungsspielraum und macht Einigungen meist un-
möglich.15 
15 $cheuch 1980; Renn 1986. 
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e Moralisierung verhindert die Auflösung von ver· 
meintlichen Irrationalitäten und führt zu einer 
unnötigen Emotionalisierung der Diskussion. Emo-
tionen sind wichtige Bestandteile von Diskursen; 
sie bedürfen jedoch der Übersetzung. Eine solche 
Übersetzung macht Parteien oft verwundbar und 
würde erst gar nicht vorgenommen, wenn eine 
Partei unter moralischem Rechtfertigungsdruck 
steht. 
e Moralisierung verkleistert Verstösse gegen die 
Argumentationsregeln und vertuscht mangelnde 
Evidenz für Behauptungen oder Forderungen. 
Wer moralisiert, kommt meist ohne Sachwissen 
aus. Wer etwa behauptet. Unternehmer seien 
profitsüchtige Hasardeure, denen ein Menschen-
leben nichts wert sei, braucht erst gar nicht nach-
zuweisen, dass eine konkrete Aktivität dieser 
Gruppe wirklich zu unzumutbaren Risiken führt. 
Es ist selbst evident. Wer behauptet. Umwelt-
schützer seien verkappte Kommunisten, die den 
Staat stürzen wollen, braucht sich auf die Diskus-
sion um wirkliche Umweltbelastungen gar nicht 
erst einzulassen, weil es den Umweltschützem ja 
angeblich darum gar nicht gehe, sondern um die 
Zerstörung des Staatswesens. Beide Beispiele 
zeigen, dass die integrative Kraft der Evidenz ver-
loren geht, wenn Positionen oder Parteien mit 
moralischen Urteilen oder sogar "Verurteilungen" 
verknüpft werden. 
Die moralische Verurteilung des Gegners ist eine 
attraktive Strategie in der öffentlichen Auseinander-
setzung und führt oft zu politischen Erfolgen. Da 
aber jede Partei über ein Arsenal möglicher Morali -
sierungen verfügt und damit potentiell dem Ver-
handlungsgegner Schaden zufügen kann, liegt eine 
Einigung vor Beginn des Diskurses meist im Inter-
esse aller Parteien. Dies gilt in der Regel nur für den 
geschlossenen Diskurs, während etwa bei Wahl-
kämpfen jede Seite glaubt, die unbeteiligte Bevöl-
kerung, zumindest aber die eigene Klientel durch 
Moralisierung für die eigenen Ziele mobilisieren zu 
können. Der Verzicht auf Moralisierung bedeutet 
aber keineswegs, dass man Argumente nicht nach 
m?ralischen ~ategorien bewerten dürfe. Im Gegen-
teIl, ohne ethIsche Bewertung von Optionen würde 
eine wichtige Komponente der Evaluation fehlen . 
Was vermieden werden muss, ist vielmehr die mo-
ralische Verurteilung von Parteien und deren Posi-
tionen im Diskurs. 
Probleme bei der Verwirklichung eines rationa~ 
len Diskurses 
Inwieweit die Bedingungen für einen rationalen Dis-
kurs erfüllt werden können, hängt von situativen 
und themenspezifischen Faktoren ab. Wenn der le-
git!m~~rt~ Ents~heidungsträger keine Notwendig-
keit fur eInen Diskurs sieht oder eine der relevanten 
Parteien sich dem Diskurs verweigert, dann ist of-
fenkundig diese Fonn der Kommunikation nicht 
möglich. Aber selbst wenn man einmal davon aus-
geht. dass alle Parteien, einschHesslich der recht-
lich legitimierten Entscheidungsinstanzen zum Dis-
kurs bereit und guten Willens sind, so gibt es eine 
Reihe von weiteren Hürden zu überwinden, die den 
Erfolg des Diskurses in Frage stellen. Einige dieser 
Hürden, die sich vor allem im Bereich der Risiko-
problematik stellen, sollen im folgenden erläutert 
werden. 
Die Kompromissfähigkeit von Themen ist an drei 
Bedingungen gebunden: Erstens müssen genü-
gend Lösungen zwischen den Extremen (Uja" oder 
"nein") vorhanden sein bzw. geschaffen werden. 
Zweitens muss es gemeinsam anerkannte Regeln 
geben, um die Evidenz von Sachaussagen und die 
Angemessenheit von Forderungen zu überprüfen. 
Und drittens müssen alle Parteien das Gebot der 
Fairness anerkennen. Bei Risiko-Diskursen ist die 
erste Bedingung meist gegeben. Es ist geradezu 
das Verdienst der Risikowissenschaft. EntSchei-
dungen über die Zumutbarkeit von Risiken aus der 
deterministischen "ja"- versus Unein"-Betrachtung 
in eine Entscheidungssituation mit einer Unzahl von 
Optionen der graduellen Risikoverminderung über-
führt zu haben. Bei der zweiten und dritten Bedin-
gung treten in Risiko-Diskursen jedoch besondere 
Probleme auf, die konfliktverstärkend wirken. 
Welches sind nun die Konflikttypen, die in einem 
Risikodiskurs zu erwarten sind, und wie lassen sich 
diese am besten bearbeiten? In der Uteratur sind 
eine Reihe von Klassifikationen vorgeschlagen 
worden, die sich entweder an der Art der Argumen-
tation18 oder aber an den Elementen der Entschei-
dungslogik orientierenY Bei Diskursen über Risi-
ken erscheint mir eine an entscheidungslogischen 
Verfahren ausgerichtete Typisierung besonders an-
gemessen, da dort analog zum Risiko eine Unter-
scheidung in Ausmass der Konsequenzen und 
Wahrscheinlichkeit tür deren Eintreffen vorgenom-
men wird. In Anlehnung an die entscheidungslogi-
sehe Risikokommunikation: Bedingungen und Pro· 
bleme eines rationalen Diskurses über die Zumut-
barkeit von Risiken. 
Vorgehensweise lassen sich folgende Konflikttypen 
identifizieren: 
16 Functowicz and Ravetz 1985: Rayner and Cantor 
1987; Majone 1989. 
17 Raiffa 1982; Bacow and Wheeler 1984; von Winter-
feldt and Edwards 1984; Wiedemann et al. D 1990. 
(1 Konflikte über Vorgehensweisen 
(1 Konflikte über die Angemessenheit von Werten 
und Beurteilungskriterien 
(1 Konflikte über Sachzusammenhänge 
o Konflikte über die Wahrscheinlichkeit von Kon-
sequenzen 
o Konflikte über den Nutzen von Konsequenzen 
o Konflikte über die relative Gewichtung von Wer-
ten und Beurteilungskriterien. 
Konflikte Ober Vorgehensweisen lassen sich in ei-
nem rationalen Diskurs nur nach der Einstimmig-
keitsregel lösen. Alle müssen zustimmen, ob etwa 
am Ende eine Mehrheitsabstimmung über den aus-
gehandelten Kompromiss stattfinden oder ob auch 
dort das Konsensprinzip gelten soll (mit Mehrheits-
und Minderheitsvoten). Die Frage, welche Beurtei -
lungskriterien angemessen sind, ist gerade für die 
Bewertung von Risiken besonders schwierig. Nach 
dem engen Verständnis von Risiken sollte nur das 
Kriterium der Minimierung des Produktes aus Wahr-
scheinlichkeit und Ausmass der Konsequenzen gei -
ten, während das erweiterte Verständnis von Risiko, 
das dem intuitiven Verständnis der Bevölkerung 
näherkommt, eine breite Palette von zusätzlichen 
Kriterien umfasst, wie etwa der Grad der Freiwillig-
keit der Risikoübernahme, die Möglichkeit persona-
ler oder institutioneller Kontrolle zur Risikosteue-
rung oder die wahrgenommene Faimess der Risiko-
Nutzenverteilung. Konflikte in diesem Bereich las-
sen sich am besten dadurch lösen, dass jede Partei 
ihre Werte in den Diskurs einbringen kann. Einigung 
über Sachzusammenhänge lässt sich im Prinzip 
durch folgende Vorgehensweisen erzielen: 
Cl Konsens über methodische Regeln oder über die 
angemessenen Modelle, nach denen die Risiken 
abgeschätzt werden (etwa lineare Extrapolation 
von grossen auf kleine Dosen); 
o Einigung auf eine Gruppe von Wissenschaftlern, 
die eine Abschätzung für die Diskursteilnehmer 
vornehmen sollen: 
CI Vergabe von Gutachten an Experten mit unter-
schiedlicher GrundeinsteIlung, wobei die jeweili-
gen Expertisen die Bandbreite methodisch legiti-
mer Expertensehätzungen nicht überschreiten 
dürfen, 
Die gleichen Verfahren lassen sich auch bei Konflik-
ten über die Wahrscheinlichkeiten von Konsequen-
zen anwenden. Es mag bei besonders strittigen Fra-
gen sinnvoll sein, vor dem eigentlichen Diskurs eine 
Expertenbefragung oder ein Expertendelphi (iterati-
ve Befragung von Experten mit Rückkopplung der 
Ergebnisse) zu veranstalten, um die unterschiedli-
chen Abschätzungen zu identifizieren und ihre Be-
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gründungen zu dokumentieren.18 Selbst wenn die 
Sachfragen geklärt sind, ist es noch lange nicht klar, 
welche Bedeutung einer jeden Konsequenz zukom-
men soll. Für die eine Partei mag eine Erhöhung der 
individuellen Eintrittswahrscheinlichkeit um ein Pro-
mlU, an Krebs zu erkranken, eine vemachlässigbare 
Grässe darstellen, während für eine andere Partei 
eine solche Erhöhung ein unzumutbares Risiko be-
deutet. Wieviel Nutzengewinn oder Nutzenverlust ei-
ne bestimmte Konsequenz mit sich bringt, ist nicht 
objektiv bestimmbar, sondern ist von individuellen 
oder sozialen Präferenzen abhängig. Intersubjektiver 
Nutzenausgleich ist bei Risikothemen besonders 
schwierig, weil die Qualität der Konsequenzen (Le-
ben, Gesundheit, Umweltschutz) für viele Gruppen 
als nicht kompromissfähig angesehen wird und 
gleichzeitig identische Wahrscheinlichkeiten je nach 
Kontext und subjektiven Einstellungen unterschied-
lich bewertet werden. Darüber hinaus verschärfen 
Verteilungsungleichheiten (Nutzniesser und Risiko-
träger sind nicht identisch) Konflikte über die Höhe 
des Nutzens, der mit der Realisierung der jeweitigen 
Rislkaquelle verbunden ist. 
Vergegenwärtigt man sich die Probleme bei all den 
beschriebenen Konflikttypen, dann zeichnen sich 
Risikokonflikte durch ein inhärent hohes Konfliktpo -
tential aus. Zwar haben sich, vor allem in den USA, 
Verhandlungen über Risiken gegenOber anderen 
Formen der Konßiktschlichtung weitgehend durch-
gesetzt, aber auch dort muss oft ein unparteiischer 
Schiedsrichter mit Entscheidungskompetenz einge-
setzt werden, um die Parteien zum Einlenken zu be-
wegen. 19 
Nur bei wenigen öffentlichen Themen liegen die 
Bewertungen der Zumutbarkeit (Akzeptabilität) von 
Handlungsoptionen zwischen der überwiegenden 
Anzahl der Experten und dem Gros der Bevölke-
rung weiter auseinander als bei Optionen, bei de-
nen Risiken für Gesundheit und Leben bestehen. 
Wäh.re~d Experten meist das Prinzip der Nutzen-
maxImIerung bei der Auswahl von Handlungsoptio-
nen bevorzugen, reagieren die meisten Menschen 
e~er risikoaversiv, sobald eine Handlungsoption 
eIn erkennbar hohes Katastrophenpotential um-
fasst. Damit nicht genug: Experten bewerten Risi-
k~~ ~usschliess1ich unter dem Gesichtspunkt der 
mogJrchen Verluste, während die Bevölkerung Risi-
ken unterschiedlich beurteilt, je nach dem in wei-
chem Kontext sie auftreten.20 
18 
18 Webler u.a. 1991. 
19 Brooks 1984. 
20 ~ U a 1981; SIovic 1987; Jungennann und SIovic 
Zu den individuellen Diskrepanzen in der Wahrneh-
mung von Risiken treten noch soziale und kulturel-
le Wertmuster, die eine Verständigung erschweren. 
Das Zustandekommen eines Diskurses zwischen 
den Konflikt-Parteien setzt ein Minimum an kon-
sensualen Werten und Zielen voraus. Kulturanthro-
polagische Studien über soziokulturelle Gruppie-
rungen in modernen Gesellschaften haben aller-
dings zu der Hypothese geführt, dass sich in der 
Gesellschaft Gruppen mit bestimmten Wertordnun-
gen und Lebensstilen gebildet haben, die weder 
den Wunsch haben, miteinander zu kommunizie-
ren, noch über kommunikative Instrumente verfü-
gen, um sich gegenseitig verständlich zu machen. 
Diese Dialogunfähigkeit wird auch und gerade im 
Bereich der Risikopolitik diagnostiziert. 21 Dabei 
werden zwischen zwei und fünf kulturellen Grup-
pen unterschieden. 
Für die Erklärung sozialer Reaktionen zu Risiko-
quellen sind zwei Gruppen von entscheidender Be-
deutung: die sogenannten "Entrepreneurs", für die 
Risiken notwendige Kosten fOr die weitere Entwick-
lung und Verbesserung der lebensqualität darstel-
len, und die sogenannten "Egalitären", die darauf 
bestehen, dass eine Gesellschaft ein möglichst ho-
hes und gleiches Sicherheitsniveau für aUe bereit-
stellen soU, selbst wenn dies auf Kosten von WOhl-
stand und wirtschaftlicher Entwicklung geht. Oie 
erste Gruppe sieht technische Innovation als we-
sentlichen Garanten des sozialen Fortschritts an, 
während die zweite Gruppe die mit Innovationen 
verbundene Unsicherheit als sozial unverträglich 
einstUft, solange die Folgen nicht klar abzuschät-
zen sind. Gleichzeitig bedienen sich die "Entrepre-
neurs" bevorzugt analytischer Methoden: Komple-
xe Probleme lassen sich ihrer Ansicht nach durch 
die Aufgliederung in einfache Teilprobleme und ih-
rer späteren Aggregation zufriedenstellend lösen. 
Oie. ~ruppe der "Egalitären" bevorzugt dagegen 
holistIsche Methoden, um komplexe Probleme in 
ihrer Ganzheit zu betrachten und wenn möglich zu 
lösen. Unter diesen Voraussetzungen ist es nicht 
verwunderlich, dass komplexe teChnische Systeme 
für die Gruppe der "Entrepreneurs" eine persönli-
che und soziale Herausforderung darstellen, deren 
erfOI~reiche . Bewältigung persönliche Befriedigung 
u~d ~m sozIalen Kontext internationales Prestige 
~I~br~ngt, wahrend die gleichen Systeme für "Ega-
htäre zu unüberschaubaren Problemen und zur 
wahrgenommenen Überforderung sozialer Kon-
trorrsysteme führen. 
21 Douglas Md Wildavski 1982; Oouglas 1985; Rayner 
1987; Thompson et si. 1990. 
Neben diesen bei den klassischen Antagonisten gibt 
es eine Reihe von Mischgruppen, die sich nach dem 
Grad der Hierarchisierung von Sozialbeziehungen 
und dem Grad des Gebundenseins an die jeweilige 
Bezugsgruppe (damit implizit auch die Geschlos-
senheit dieser Gruppe gegenüber Aussenstehen-
den) unterscheiden. Hohe Gruppenkohärenz und 
Hierarchie sind typisch für die dritte Gruppe, die 
"Bürokraten", die ihr Leben an Regeln und Traditio-
nen orientieren und institutionelle Kompetenz über 
personale Urteilskraft setzen. Innerhalb dieser Grup-
pe werden Risiken dann als akzeptabel eingestuft, 
wenn es hinreichende institutionell verfestigte Rou-
tinen gibt, diese Risiken zu bestimmen und zu kon-
trollieren. In die vierte Kategorie fallen die "Einzel-
gänger", häufig Fatalisten und Entwurzelte, die an 
Hierarchie festhalten und autoritätsgläubig sind. 
sich aber keiner sinngebenden Gruppe zugehörig 
fühlen. Sie schwanken entweder zwischen ver-
schiedenen sinnvermittelnden Gruppen hin und her 
oder glauben an verborgene Mächte, die ihr Schick-
sal bestimmen. Ihre Reaktionen auf Risiken sind 
nicht eindeutig vorherzusagen: Einerseits neigen sie 
dazu, Risiken als "gott-gegeben" hinzunehmen; an-
dererseits lassen sie sich leicht durch populistische 
Rhetorik politisch mobilisieren. 
Neben diesen vier Gruppen lässt sich noch die 
Gruppe der "Autonomen" oder "Hermiten" anfüh-
ren.22 Diese Gruppe ist durch Selbstzufriedenheit 
und situationsbezogene Verpflichtung gegenüber 
verschiedenen Gruppen sowie durch den Glauben 
an hierarchische Beziehungen gekennzeichnet. 
Nach Thompson ist diese Gruppe am schwierig-
sten für Risikothemen zu mobilisieren. Allerdings 
scheint gerade diese Gruppe eine wichtige Funkti-
on als Vermittlerin zwischen den anderen Gruppen 
auszuüben, da sie die Argumentationszusammen-
hänge der anderen Gruppen nachvollziehen kann, 
ohne selbst in einem der vier kulturellen Muster 
mental "gefangen" zu sein. 
Der kulturanthropologische Ansatz hat in den USA 
viel Anklang gefunden.23 Oie intuitive Plausibilität 
dieses Erklärungsmusters darf jedoch nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass ausreichende empiri-
sche Belege für diese Theorie bislang noch nicht 
erbracht werden konnten.24 Gleichzeitig halten Kri-
tiker diesem Ansatz entgegen, dass die kulturellen 
Unterschiede zwischen den fünf Positionen nicht 
exklusiv auf verschiedene gesellschaftliche Grup-
pen verteilt sind, sondern je nach Rolle und sozialer 
Situation parallel in den meisten Individuen und so-
22 Thompson 1980. 
23 Douglas and Wildavski 1982; Covello und Johnson 
1987; Thompson et al.1990. 
24 Johnson 1987. 
zialen Gruppen (zumindest in pluralistischen Ge-
sellschaften) verankert sind.25 Ebenfalls ist die kul-
tur-deterministische Sichtweise dieses Ansatzes 
kritisiert worden,26 Trotz dieser Bedenken lässt sich 
die kulturanthropologische Perspektive als wertvol-
le Ergänzung zu den Ergebnissen der Werte- und 
Einstellungsforschung sehen, da sie einen Sinnzu-
sammenhang zwischen den Weltbildern von Indivi-
duen und Gruppen konstruiert .. 
Für die Frage der Risikokommunikation und des ra-
tionalen Diskurses mag der kulturanthropologische 
Ansatz eine wichtige Erklärung dafür bieten, dass 
ein Dialog zwischen den fünf kulturellen Gruppie-
rungen selten zustande kommt und dass perma-
nent aneinander vorbeigeredet wird, weil die Wahr-
nehmungsmuster und Realitätsbilder der jeweiligen 
Gruppen nicht miteinander kompatibel sind. Zum 
Beispiel werden soziale Gruppen, die stärker dem 
"Egalitären"-Pol zugeordnet werden können, Er-
gebnisse einer auf Ziel-Mittel-Rationalität ausge-
richteten Abwägung von Risiken und Nutzen aus 
grundsätzlich methodischen Gesichtspunkten ab-
lehnen. Dagegen werden die den "Entrepreneurs" 
nahestehenden Gruppen diese Kosten-Nutzen-
Überlegungen als selbstverständliche, nicht mehr 
zu hinterfragende Vorgehensweise bei der Beurtei-
lung von Risiken betrachten und als Massstab ihres 
eigenen Verhaltens sowie als Richtschnur für kol-
lektive Entscheidungen akzeptieren. 
Allerdings erscheint mir der von einigen Kulturan-
thropologen postulierte Anspruch der Ausschliess-
lichkeit der Gruppenzugehörigkeit weder empirisch 
nachweisbar, noch theoretiSCh schlüssig begründ-
bar zu sein. Durch die Übernahme unterschiedlicher 
Rollen und die Existenz zum Teil gegensätzlicher 
sozialer Erwartungen in unterschiedlichen Situatio-
nen (etwa Arbeitsplatz, Freizeitgestaltung, Familie, 
Religionsausübung und kommunale Verpflichtun-
gen) sowie durch die Erfahrung von multikulturellen 
Eindrucken werden auch in modemen Gesellschaf-
ten Brücken zwischen den soziokulturellen Grup-
pierungen geschlagen und Dialogbereitschaft ge-
fördert. Nicht zuletzt kann die menschliche Fähig-
keit zur Empathie, also der Identifikation mit dem 
Anderen, als Strategie zur Diskursführung einge-
setzt werden. Die Abschottung in kulturell autono-
me Gruppierungen ist sicherlich ein schwerwiegen-
des Hindernis auf dem Weg zu einem rationalen 
Diskurs, aber sie macht das Zustandekommen ei-
nes solchen Diskurses nicht unmöglich. 
25 Renn 1992a. 
26 Nelkin 1982. 
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Neben den kulturell bedingten Werten und Lebens-
stilen spielen auch soziale Interessen bei der Be-
wertung von Risiken eine wichtige Rolle. Stellt man 
sich den Konflikt um die Zumutbarkeit eines Risi-
kos als eine Arena vor, in der unterschiedliche Par-
teien für ihre Interessen streiten, dann kommt es in 
diesem Konflikt darauf an, Punkte zu sammeln und 
den Gegner zu schwächen. Die soziale Ressour-
centheorie geht dabei davon aus, dass Akteure in 
der Gesellschaft nur dann Punkte sammeln kön-
nen, wenn sie mehr soziale Ressourcen mobilisie-
ren können als konkurrierende Gruppen.27 Dabei 
können die Ressourcen selber das Ziel sein (etwa 
Macht oder Geld), sie können aber auch nur Mittel 
sein (etwa Geld, um die Armut zu bekämpfen). Was 
in einer Gesellschaft als Ressourcen zu bezeichnen 
sind, ist in der soziologischen Uteratur umstritten.28 
In Anlehnung an Coser und Parsons unterscheide 
ich fünf Typen von generalisierten Ressourcen: 
a Geld: Damit kann man für sich oder die Mitglie-
der der Gruppe, die man repräsentiert, einen An-
teil an der gesellschaftlich erwirtschafteten Pro-
duktion sichern. 
a Macht: Im Sinne von Max Weber bedeutet Macht 
die Möglichkeit, andere zu Handlungen notfalls 
gegen deren Willen anzuhalten. Je mehr Macht 
man hat, desto eher kann man seine Ziele durch-
setzen. 
D Sozialprestige; Anerkennung durch die Gesell-
schaft ist ein wesentlicher Motivator für soziales 
Handeln. Soziale Anerkennung kann rein symbo-
lischer Natur sein, etwa durch die Verleihung von 
Orden. Gesellschaftliche Reputation verleiht Ein-
fluss und zwingt oft die formal Mächtigen, in Ein-
ze/fragen nachzugeben. 
o Kulturelle Wertverpflichtung: Positionen in politi-
schen und sozialen Streitfragen sind häufig 
durch kulturelle Werte und Weltbilder vorbe-
stimmt. Wertverpflichtungen als Form sozialer 
Unterstützung beruhen auf Sympathie mit den 
Zielen und Werten der jeweiligen Gruppe. Ähn-
lich wie Prestige schafft Sympathie Unterstüt-
zung für die eigene Position und damit Druck auf 
die Entscheidungsträger. die Interessen der ent-
sprechenden Gruppe zu berücksichtigen. Der 
Erwerb von Wertverpflichtungen ist durch Sinn-
vermittlung und Vertrauen möglich. 
o Evidenz: Das Wissen einer Gruppe, durch eviden-
te Beweisführung auf die Folgen der eigenen 
Handlungen oder der Handlungen konkurrieren-
20 
27 Me Adam u. a. '988; Renn' 992b. 
28 Coser 1967, S. 289ft.; Parsons 1976, S. 302; Luh-
mann 1982, S. 175; MGnch 1982, S. 103. 
der Gruppen hinzuweisen, spielt in modemen Ge-
sellschaften eine besondere Rolle für die Mobili-
sierung von sozialer Unterstützung. Je mehr inter-
subjektiv legitimierbare Evidenz für die Aussagen 
einer Gruppe besteht, desto eher werden andere 
(nicht am Konflikt beteiligte) Gruppen ihre soziale 
Unterstützung geben und desto eher werden 
konkurrierende Aussagen von anderen Gruppen 
In Zweifel gezogen. 
Der Austausch von Ressourcen und der Wettstreit 
um Vorteile findet in politischen Arenen statt.29 Die 
Metapher der politischen Arena lässt sich in Analogie 
zum mittelalter1ichen Turnier veranschaulichen. In je-
dem Tumier treten Akteure auf, die nach vorher fest-
gelegten Regeln mit Hilfe der ihnen zur Verfügung 
stehenden Ressourcen um den Sieg wetteifern. Ver-
letzungen der Regeln haben aber Sanktionen zutol-
ge, die entweder von den beteiligten Schiedsrichtern, 
den anderen Mitspielern oder dern Publikum ausge-
hen. In politischen Arenen sind meist politische Insti-
tutionen, wie Genehmigungsbehörden oder Gerich-
te, mit der Funktion des Schiedsrichters oder des 
Konfliktmanagers betraut; in manchen Fällen sind 
diese Institutionen auch gleichzeitig Mitspieler. Die 
offiziellen Regeln der Konfliktaustragung sind meist 
im voraus den Spielem bekannt; dagegen werden die 
informellen Normen, nach denen andere Wettkämp-
fer und das Publikum das Verhalten der Wettspieler 
beurteilen, im sozialen Prozess der Konfliktaustra-
gung gelemt. Innerhalb eines bestimmten Konfliktfel-
des kann es unterschiedliche Arenen der Konfliktaus-
tragung geben. Peters unterscheidet z.B. folgende 
Arenen in der Debatte um KemenergieJO: 
o die parlamentarische Arena 
o die administrative und juristische Arena 
l'J die wissenschaftliche Arena sowie 
a die Arena der massenmedialen Auseinanderset-
zung, 
Im Zentrum des Arena-Modells stehen die direkt am 
Konflikt beteiligten Gruppen sowie die für diese 
Arena typische KontrOllinstanz, die darauf zu achten 
hat, dass die Regeln der Arena eingehalten werden. 
Die Akteure tauschen Informa1ionen untereinander 
aus und kommunizieren mit der Kontroltinstanz. 
Diese Kommunikation dient dem Ziel, die Probtem-
definition eines jeden Akteurs in den Diskurs einzu-
bringen und die jeweiligen Zielvorstellungen (ob 
strategisch verbrämt oder nicht. spielt hier keine 
Rolle) zu artikulieren. Für die Organisation eines ra-
tionalen Diskurses ist es deshalb von besonderer 
Bedeutung, die jeweilige Arena genau zu kennen 
29 Kitschelt 1980 u. 1984; Diez et a1.1989. 
30 Peters 1990, S. 10Gf. 
und die Ressourcenlage der Akteure zu berück-
sichtigen. Alle Parteien werden nur dann am Diskurs 
teilnehmen, wenn sie mit ihrer Teilnahme eine Ver-
besserung ihrer Ressourcenausstattung verbinden. 
Gelingt es dem Organisator eines Diskurses, mit 
Hilfe der Medien und der Unterstützung von ande-
ren sozialen Institutionen den Diskurs selbst als so-
zial wünschenswert und prestigefördemd zu eta-
blieren (etwa durch eine Berufung durch eine pre-
stigeträchtige Institution), dann wird die Verweige-
rung der Teilnahme zu Prestigeverlusten führen, die 
sich die meisten Parteien nicht leisten können. 
Ist die legitimierte Entscheidungsinstanz willens, ih-
re Entscheidungsbefugnis zugunsten der im Dis-
kurs entwickelten Empfehlungen einzuschränken, 
dann ist es für die meisten Teilnehmer vorteilhafter, 
am Diskurs aktiv teilzunehmen, als passiv das Er-
gebnis abzuwarten. Allerdings kann Totaloppositi-
on (bei erwartbarer Unterstützung durch grosse 
Teile des Publikums) immer noch erfolgreicher sein 
als Mitarbeit. 
Gelingt es dem Organisator, die von den Parteien 
aufgeführten Werte und Ziele als kongruent mit den 
Werten und Zielen des Diskurses darzustellen, 
dann bleibt den Parteien nichts anderes übrig als 
mitzumachen, wenn sie sich nicht in Widerspruch 
zu ihren eigenen postulierten Zielen und Werten 
(und damit zum Verlust der Ressource Wertver-
pflichtung) setzen wollen. Beispielsweise dürfte es 
für eine Partei, die im Arenakonflikt auf Faimess 
pocht, kaum möglich sein, sich dem Postulat des 
fairen Meinungsaustauschs innerhalb des Diskur-
ses zu verschliessen. 
Besitzt der Organisator die Möglichkeit, Evidenz zu 
beschaffen und diese nur exklusiv den T eilnehmem 
am Diskurs zur Verfügung zu stellen, dann kann 
auch dies manche Parteien zur Teilnahme bewe-
gen. Ein mehr realistisches Beispiel ist die Vergabe 
von Forschungsaufträgen im Verlauf des Diskur-
ses. Wer sich selbst vom Diskurs ausschliesst, ver-
liert damit die Möglichkeit, Einfluss auf die Qualität 
und Quantität der zu sammelnden Evidenz zu neh-
men. Da Evidenz aber vor allem in Risikofragen ei-
nen hohen Ressourcenwert hat, ist die Vergabe von 
ForSChungsaufträgen bereits eine strategisch wich-
tige Vorentscheidung über den Konfliktausgang, so 
dass es im Interesse aller Parteien ist. daran mitzu-
wirken. Das Arena-Modell und die soziale Ressour-
centheorie zeigen auf der einen Seite die Grenzen 
und Probleme bei der politischen Umsetzung des 
Diskurses auf, sie weisen jedOCh gleichzeitig auf 
Wege und Strategien hin, die in der Arena wirken-
den Kräfte für die Motivation zur Teilnahme und ak-
tiven Mitwirkung kreativ einzusetzen. Risikokom-
munikation als Mechanismus der Konfliktlösung ist 
also trotz vieler Hindernisse und politischer Barrie-
ren nicht unmöglich, aber erfordert eine genaue 
Kenntnis der jeweiligen Arena und sorgfältige Vor-
arbeit. 
Ein organisatorisches Modell des rationalen 
Diskurses 
In der Uteratur finden sich eine Reihe von organisa-
torischen Modellen und Methoden, um einen parti-
zipativen Diskurs zu führen.31 An dieser Stelle sei 
nur ein Verfahren kurz beschrieben, mit dem ich in 
der Bundesrepublik Deutschland32, in den Vereinig-
ten Staaten33 und jüngst auch in der Schweiz expe-
rimentiert habe. Das Modell beruht zum grossen Teil 
auf dem Konzept der Planungszelle, das Peter 
Dienel Mitte der siebziger Jahre als neue Form der 
Bürgerbeteiligung entworfen hat. 34 Das Modell be-
ruht auf der sequentiellen Verknüpfung von Werte-
Befragung, Evidenz-Ermittlung und Abwägung von 
Handlungsoptionen. Die Verknüpfung dieser drei 
Ebenen geschieht in den folgenden Schritten: 
1. Alle in einer Arena vorhandenen Parteien wer-
den gebeten, ihre Werte und Kriterien für die Beur-
teilung unterschiedlicher Handlungsoptionen (etwa 
Einführung einer neuen Technologie; Modifikation 
vor Einführung; Ablehnung einer neuen Technologie) 
offenzulegen. Dies geschieht in Interviews zwischen 
dem Diskurs-Organisator und den Repräsentanten 
der jeweiligen Parteien. Als methodisches Werkzeug 
dient dabei die Wertbaum-Analyse, ein in den USA 
entwickeltes interaktives Verfahren zur Bewusstma-
chung und Strukturierung von Werten und Attribu-
ten.35 AUe Parteien haben das Recht, ihren Wert-
baum solange zu modifizieren, bis sie mit dem Pro-
dukt einverstanden sind. Die Wertbäume aller Par-
teien werden dann additiv zu einem logischen Ge-
samtbaum verschmolzen, wobei alle nicht-redun-
danten Eingaben übernommen und in eine hierar-
chische Struktur überführt werden. Dieser Gesamt-
wertbaum spiegelt folglich die Wertdimensionen al-
ler beteiligten Parteien wider. Die Einbeziehung aller 
relevanter Werte in einen logisch kohärenten Be-
zugsrahmen hilft, potentielle Konflikte über die An-
gemessenheit von Werten und Beurteilungskriterien 
31 Vgl. Crosby et al. 1986; Kraft 1988; Bums and Ubef-
horst 1988; ehen and Mathes 1989. Übersichtsarti-
kel in: Nelkin and Pol1ak 1979: Pol1ak 1985; Fiorino 
1990. 
32 Renn u. a. 1985. 
33 Renn u. a. '989; Renn und Webler 1992. 
34 Dienel1978 und 1989. 
35 Keeney et al. 1984 und 1987; von Winterfeldt and 
Edwards 1986; von Winterfeldt 1987. 
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zu entschärfen und allen Parteien das Gefühl zu ver-
mitteln, dass ihre Bedenken in den Entscheidungs-
prozess eingehen. 
2. Die Wertdimensionen werden in einem zweiten 
Schritt durch ein Forschungsteam, das möglichst 
von allen Parteien als neutral angesehen wird, in In-
dikatoren transformiert. Dies ist der erste Schritt zur 
Lösung von Konflikten über Sachzusammenhänge 
und Wahrscheinlichkeiten. Diese Indikatoren sind 
Messanweisungen, um die möglichen Folgen einer 
jeden Handlungsoption zu bestimmen (Evidenz-
Nachweise). Da viele der Folgen nicht physisch 
messbar sind und manche auch wissenschaftlich 
umstritten sein mögen, ist es nicht möglich, einen 
einzigen Wert für jeden Indikator anzugeben. Dies 
gilt vor allem für risikobezogene Folbig, sondern er-
geben sich als logische Folgerung aus dem jeweili-
gen Wissen und der Anwendung methodischer Re-
geln innerhalb verschiedener wissenschaftlicher 
Lager. Für den Diskurs ist es entscheidend, die 
Spannweite wissenschaftlich legitimer Abschät-
zungen so genau wie möglich zu bestimmen. Wir 
haben dazu eine Modifikation des klassischen 
"Delphi-Verfahrens" vorgeschlagen, bei dem Grup-
pen von Experten gemeinsam Abschätzungen vor-
nehmen und Diskrepanzen innerhalb der Gruppen 
in direkter Konfrontation ausdiskutieren.36 Am En-
de dieses Schrittes verfügt man über ein Folgepro-
fil von jeder Handlungsoption für jedes Kriterium, 
das von den beteiligten Parteien vorgeschlagen 
wurde. Aufgrund der Expertendiskussionen kann 
man auch die verbalen Begründungen für unter-
schiedliche Abschätzungen durch Videoaufnah-
men oder schriftliche Interviews erfassen und somit 
in das Profil einbeziehen.37 
3. Hat man die Wertdimensionen bestimmt und 
die ~olgen der jeweiligen Handlungsoptionen abge-
schätzt, folgt der schwierige Prozess der Abwägung. 
Es geht also um die lösung der beiden Konfliktty-
pen: Nutzentransformation und relative Gewichtung 
Jeder Dimension. Beide Problembereiche lassen sich 
g~m~ss ?en oben genannten Bedingungen grund-
sätzlich In einem Diskurs zwischen den Parteien 
klären. Häufig aber sind d1ese Parteien in ihren Mei-
nungen weitgehend polarisiert und nicht mehr offen 
für einen Kompromiss. Gleichzeitig repräsentieren 
sie nur in eingeschränktem Mass die betroffene Be-
völkerung. Aus diesem Grund hat Peter Dienel vor-
g~hlagen, die. Bevölkerung als "Schöffen" zu ge-
wtnnen und es einer Auswahl von einigen, nach dem 
Zufallsverfahren ausgesuchten Bürgern zu überlas-
sen, stellvertretend für alle diese Abwägung vorzu-
22 
36 Webler u.a. 1991. 
37 Renn u.a. 1985. 
nehmen.38 Dieses Verfahren setzt voraus, dass die 
am Konflikt beteiligten Parteien einer solchen Lö-
sung zustimmen. Dies wird um so eher geschehen, je 
mehr die Parteien selber keine Chance mehr wahr-
nehmen, den Konflikt aus eigenen Kräften zu über-
winden und sie gleichzeitig daran glauben, dass sie 
ihren Standpunkt dem Schiedsgericht überzeugend 
nahebringen können. Alle Parteien sind daher einge-
laden, als Zeugen vor den Bürgem ausz.usagen und 
ihre Empfehlungen vorzutragen. Die ausgesuchten 
Bürger haben mehrere Tage Zeit, die Profile der je-
weiligen Handlungsoptionen zu studieren, Experten 
zu befragen, Zeugen anzuhören, Besichtigungen 
vorzunehmen und sich eingehend zu beraten. Am 
Ende stellen sie eine Handlungsempfehlung aus, die 
sie wie bei einem Gerichtsverfahren in einem Bürger-
gutachten begründen müssen. Dafür erhalten sie ei-
ne Vergütung. Dieses Verfahren, dem Dienel den et-
was problematischen Namen "Planungszelle" gege-
ben hat, hat sich auf kommunaler Ebene wie auf re-
gionaler Ebene bereits bewährt und wurde erstmals 
tür einen nationalen Konflikt zu Beginn der achtziger 
Jahre eingesetzt.39 
Das hier beschriebene Verfahren hat den Vorteil 
dass es die verschiedenen Konflikttypen in funktio~ 
nal getrennten Teilschritten bearbeitet und geeigne-
te Schlichtungsinstrumente für jeden Konflikttyp ge-
trennt anwendet. Dadurch werden unterschiedliche 
Prozesse der Trennung von Bewertung und Wissen 
wirksam. die sich in einem allumfassenden Diskurs 
oft vennischen. Innerhalb der Planungszellen lassen 
sich darüber hinaus die Regeln des rationalen Dis-
kurses meist besser durchsetzen als in einer Ver-
handlung zwischen Parteien. Allerdings beruht die-
ses Verfahren auf der expliziten Zustimmung aller re-
levanten Parteien, die Empfehlungen des Schieds-
gerichtes zumindest zu berücksichtigen. wenn nicht 
sogar für einen selbst als verbindlich anzuerkennen. 
Gleichzeitig müssen die Profile und faktischen Ana-
lysen so aufbereitet sein, dass ein Nicht-Fachmann 
mit ihnen umgehen kann. Die Praxis hat jedoch ge-
z~igt, da~ Wissenschaftler und Interessengruppen 
die Urteilskraft des Bürgers meist unterschätzen. 
Sofern die faktischen Zusammenhänge eingehend 
erläutert und die Interessen und Werte der beteilig-
ten Parteien transparent gemacht werden, sind Bür-
ger durchaus in der lage, sachlich richtige und poli-
tisch faire Empfehlungen vorzuschlagen. 
38 Diene! 1978; Dienel 1989. 
39 Frage der Sozialverträglichkeil von Energiesyste-
men; siehe Diene! und Garbe 1985; Renn u.a. 1985. 
Schlussfolgerungen 
Risikokommunikation kann unterschiedliche Funk-
tionen erlüllen; sie kann den Standpunkt einer der 
betroffenen Parteien den anderen Parteien deutlich 
machen; sie kann die Grundelemente des Denkens 
in Wahrscheinlichkeiten vennitteln; sie kann auf Ein-
stellungen und Verhaltensweisen einwirken, und sie 
kann Konflikte über die Zumutbarkeit von Risiken lö-
sen helfen. In diesem Aufsatz stand die dritte Funk-
tion im Vordergrund.4O 
Vergegenwärtigt man sich die Probleme, die einem 
rationalen Diskurs entgegenstehen, dann wird man 
nicht um die Frage herumkommen, ob sich der Auf-
wand überhaupt lohnt. Wäre es nicht besser, die 
Entscheidung über Risiken dem freien Spiel der po-
litischen Kräfte zu überlassen, anstatt durch eine zu 
starke Strukturierung der Debatte mögliche Lösun-
gen herauszuzögem und unnötig Staub aufzuwir-
beln? Diese Auffassung wird oft in der Uteratur zur 
Ökonomie der Politik vertreten. Ähnlich wie in der 
liberalen Wirtschaftsauffassung die "invisible hand" 
des Wirtschaftsgeschehens aufgrund freien Mark-
teintritts und Konsumentensouveränität eine opti-
male Allokation der knappen Güter bewirken soll, 
so geht die Theorie des "muddling through" davon 
aus, dass sich im Wettstreit der pluralistischen Ak-
teure im Endeffekt die Auffassung durchsetzen 
werde, die für alle die geringsten Interesseneinbus-
sen nach sich ziehe.41 Dies ist im politischen Sinne 
die optimale Lösung, da jedes Interesse im demo-
kratischen Staatswesen gleich hoch einzuschätzen 
ist, solange es den gesetzlichen Bestimmungen 
nicht widerspricht. Gegen diese These sind viele 
Argumente, vor allem die Kurzfristigkeit des mit 
"muddling throughtl erreichten Gleichgewichtszu-
standes, die mangelnde Repräsentationsfähigkeit 
der verschiedenen Gruppen und ihre ungleiche 
Ausstattung mit sozialen Ressourcen vorgebracht 
worden. Oie Vergabe von Glaubwürdigkeit an die 
verschiedenen Akteure in der Arena ist nicht so 
sehr von der Interessenkongruenz zwischen orga-
nisierten Gruppen und ihren Sympathisanten ab-
hängig (dies wäre für die Funktionsfähigkeit des 
"muddling through" notwendig) als vielmehr von 
zufälligen Signalen, die die jeweiligen Rezipienten 
als Ausdruck der Glaubwürdigkeit von Positionen 
interpretieren.42 Wenn aber wissenschaftliche Kri-
terien zur Beurteilung von Sachaussagen vorliegen, 
ist es nonnativ nicht zu rechtfertigen, diese zu ig-
norieren und stattdessen auf andere, in der Regel 
problemferne Merkmale der Selektion von Aussa-
gen auszuweichen. Schliesslich stellt die Selektion 
40 Siehe ZI,l den anderen Funktionen Renn 1992c. 
4' Undbloom 1959. 
42 Renn und Levine 1991 . 
von konfliktträchtigen und sensationellen Ereignis-
sen durch die Medien eine systematische Verzer-
rung der im physischen Sinne objektiven Relevanz 
dieser Ereignisse dar. Wiewohl man sich über ob-
jektive Relevanz streiten kann, so ist die deutliche 
Vernachlässigung von schleichenden und kumula-
tiv wirkenden Risiken gegenüber Unfallrisiken in 
der BeriChterstattung der Medien argumentativ 
nicht zu rechtfertigen. Die Selektion von Risiken 
nach dem Grad ihres Sensations- und Stigma-
gehaltes ist mit dem Postulat einer rationalen Risi-
kopolitik unvereinbar. 
Das entscheidende Problem ist aber, dass in mo-
dernen Gesellschaften Entscheidungen Ober Risi-
ken dank unseres technischen Wissens immer weit-
reichendere Folgen haben, wir aber gleichzeitig auch 
bessere Instrumente zur Abschätzung von Wir-
kungszusammenhängen besitzen. Die Ausweitung 
unseres Handlungsspielraumes bei gleichzeitiger 
Verbesserung des antizipativen Wissens über Hand-
lungsfolgen macht das im politischen Markt herr-
schende "Versuch und Irrtums" -Prinzip sachlich und 
ethisch unannehmbar.43 Bei globalen Problemen, 
wie etwa der Zerstörung der Ozonschicht oder der 
drohenden Klimaänderung durch Treibhausgase. 
können wir nicht unser Schicksal den zufälligen Pro-
zessen in der jeweiligen Arena anvertrauen. Vielmehr 
müssen wir einen Weg finden, um das bestmögliche 
Sachwissen mrt den legitimen Werten und Interes-
sen der betroffenen Bevölkerungsgruppen in Ein-
klang zu bringen. Die Forderung nach einem rationa-
len Diskurs ist daher nicht nur ein Anliegen zur Ver-
besserung der politischen Kultur, sondern vielmehr 
ein Instrument zur Gestaltung einer lebensfähigen 
und lebenswerten Zukunft. 
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